
CHINA aktuell - 235 -
März 2002

• •

Übersichten

März 2002

Außenpolitik

1 Schlagabtausch um Men

schenrechte — alle Jahre wie

der ...

Wie jedes Jahr seit 1990 veröffentlich

te das Außenministerium der Verei

nigten Staaten auch in diesem Jahr 

Anfang März seinen jährlichen Be

richt zur Menschenrechtslage in 190 

Ländern der Welt. Ebenfalls wie je

des Jahr beschwor der Teil über Chi

na teils drastische Kritik aus diversen 

Kreisen der chinesischen Gesellschaft 

herauf. Von Wissenschaftlern, Diplo

maten und Politikern der VR China 

wurde den USA vorgeworfen, sie wür

den mit einem derartigen Dokument 

dem allgemeinen Trend zuwider han

deln, indem sie nicht Dialog, sondern 

Konfrontation über das Thema Men

schenrechte suchten.

Die Differenzen in den Auffassun

gen Chinas und der Vereinigten Staa

ten in der Menschenrechtsfrage sollten 

und könnten auch ausschließlich nur 

auf dem Wege eines gleichberechtigten 

Dialogs beigelegt werden. Die Vorge

hensweise der USA in dieser Frage sei 

hingegen einer gesunden Entwicklung 

der Menschenrechte im internationa

len Kontext abträglich. Damit liefen 

die USA Gefahr, sich selbst in eine 

Isolation zu manövrieren, so der Te

nor der Stellungnahmen. Dieser Sei

tenhieb zielte auf die Tatsache ab, dass 

die USA in diesem Jahr erstmals nicht 

in der Menschenrechtskommission der 

Vereinten Nationen in Genf vertreten 

sein werden, da sie im vergangenen 

Jahr aus diesem Gremium hinausge

wählt worden waren. Im Übrigen wur

den die US-Vor würfe gegen China als 

im Wesentlichen haltlos ab qualifiziert.

Jin Yongjian, der Präsident der Chi

nesischen Gesellschaft für die Verein

ten Nationen, betonte in diesem Zu

sammenhang, die UNO habe deutlich 

hervorgehoben, dass Schutz und För

derung von Menschenrechten im Rah

men der UN-Charta und den Prinzipi

en der Vereinten Nationen gemäß oh

ne Einmischung in die inneren Ange

legenheiten anderer Länder geschehen 

müssten. Die USA handelten mit ih

ren jährlichen Berichten demnach oh

ne jegliche internationale Legitimati

on. Da die Vereinten Nationen die 

Vereinigten Staaten weder um einen 

derartigen Bericht gebeten, noch die

se zu Erstellung eines solchen autori

siert hätten, sei die Praxis der USA als 

ein deutlicher Verstoß gegen die UN- 

Charta zu bewerten.

Ein offizieller Protest von politischer 

Seite blieb jedoch aus. Außenminis

ter Tang Jiaxuan ging auf den Be

richt lediglich kurz in einem Inter

view am Rande der diesjährigen Sit

zung des NVK ein. Seinen Worten zu

folge handele es sich bei dem US-Be- 

richt um eine Einmischung der Verei

nigten Staaten in die inneren Angele

genheiten anderer Staten unter dem 

Vorwand der Menschenrechte. Damit 

hätten die USA erneut einen typi

schen Akt des Unilateralismus voll

zogen. Auf den Bericht selbst ein

gehend sagte Tang, mit ihren „un

verantwortlichen Bemerkungen“ wür

den die USA sich ausschließlich der 

Menschenrechtslage in anderen Län

dern widmen und zugleich die erns

ten Menschenrechtsprobleme im eige

nen Land „vollkommen ignorieren“. In

teressant und im Anspruch an Deut

lichkeit kaum zu überbieten war die 

Bemerkung des chinesischen Außen

ministers, dass sein Land der Wür

de der Nation „extrem große Bedeu

tung beimesse“. Wollten China und 

die Vereinigten Staaten das gegensei

tige Vertrauen stärken und den Ver

einbarungen der Gemeinsamen Kom

muniques folgen, müssten beide Seiten 

einander als Gleichrangige behandeln. 

(ZXS, 11.3.02, nach BBC PF, 12.3.02)

Abgesehen von Gegendarstellungen 

aus Kreisen chinesischer Wissen

schaftler zum Vorwurf der Unter

drückung religiöser und ethnischer 

Minderheiten, der in dem US-Bericht 

an China erhoben wurde, fand öf

fentlich keine Auseinandersetzung mit 

der Thematik statt. Noch vorhandene 

Unvollkommenheiten der Menschen

rechtssituation schrieben chinesische 

Kommentatoren den Beschränkungen 

zu, denen sich das Land als Entwick

lungsland gegenüber sehe. Als Fak

toren wurden hier Natur, Geschichte 

und der Stand der wirtschaftlichen 

Entwicklung benannt.

China seinerseits veröffentlichte nur 

eine Woche nach dem amerikanischen 

Bericht seinerseits - was läge näher für 

eine mit den USA gleichrangige Na

tion - zum dritten Mal in Folge sei

nen jährlichen Bericht zur Menschen

rechtssituation in den Vereinigten 

Staaten (vgl. C.a., 2001/3, Ü 1). Die

ses vom Informationsbüro des Staats

rats vorgestellte Dokument prangert 

in sechs Abschnitten Menschenrechts

verletzungen im Jahr 2001 in den 

USA an. Bereits aus dem Vorjahr 

bekannt, ging es hier um „fehlenden 

Schutz für Leben, Freiheit und per

sönliche Sicherheit“, verbunden mit 

dem Vorwurf, in den USA seien Mord 

und Totschlag an der Tagesordnung, 

und das gesellschaftliche Klima sei ge

kennzeichnet von der Verherrlichung 

von Gewalt. „Ernste Rechtsverletzun

gen seitens der Strafverfolgungsbehör

den“ mit Fällen von Geständniserpres

sung durch Folter seitens der Poli

zei und Nötigung von Geschworenen 

seitens der vorsitzenden Richter wer

den ebenso angeprangert wie die aus

geprägte Stratifikation der amerikani

schen Gesellschaft mit ihrer wachsen

den Polarisierung zwischen Arm und 

Reich („Elend der Armen, Hungrigen 

und Wohnungslosen“). Wie schon im 

Vorjahr werden auch wieder die „be

sorgniserregende Situation von Frau

en und Kindern“ sowie die „tiefwur

zelnde rassische Diskriminierung“ und 

die „mutwilligen Eingriffe in die Men

schenrechte anderer Staaten“ ange

prangert.
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Insbesondere der letztgenannte Ab

schnitt des chinesischen Berichts ent

behrt angesichts der Stellung Chinas 

als Alliierter der Vereinigten Staa

ten im Kampf gegen den Terroris

mus nicht einer gewissen Pikante

rie. Obgleich die Anti-Terror-Kam

pagne nicht thematisiert wird, kriti

siert der Bericht in langen Passagen 

die Ausweitung von selbstformulierten 

Sicherheitsinteressen und internatio

naler Militärpräsenz der Vereinigten 

Staaten in „jeder Ecke der Welt“ nach 

dem 11. September 2001. Diese Kri

tik ist deutlicher Ausdruck des chinesi

schen Unbehagens über die Stationie

rung von US-Einheiten in seiner un

mittelbaren Nachbarschaft sowie ge

genüber dem gewachsenen Einfluss 

der USA in Südostasien. Abgesehen 

von dieser Thematik zeigt insbeson

dere das weitgehende Fehlen von re

gierungsamtlicher Kritik und diploma

tischem Protest anlässlich der Veröf

fentlichung des US-Berichts, dass der 

chinesische Bericht über Menschen

rechtsverletzungen in den Vereinig

ten Staaten offensichtlich primär das 

heimische Publikum zufrieden stel

len sollte. (XNA, 11.3., 12.3.02; ZXS, 

11.3.02, nach BBC PF, 12.3.02; ZXS, 

13.3.02, nach BBC PF, 14.3.02; The 

Straits Times online, 12.3., 13.3.02) 

-kg-

2 Erneute Verärgerung über 

U S-Taiwan-Beziehungen

Mit großer Verärgerung reagierte die 

chinesische Regierung auf verschiede

ne Anzeichen, die aus ihrer Sicht für 

einen engeren Schulterschluss der Ver

einigten Staaten mit Taiwan sprechen. 

Nach Bekanntwerden eines Strategie

papiers des Pentagon Anfang März, 

wonach China im Falle eines bewaffne

ten Konflikts zum Ziel eines amerika

nischen Atomwaffeneinsatzes zu wer

den droht (vgl. C.a., 2002/2, Ü 3), 

lieferte ein USA-Besuch des taiwa

nischen Verteidigungsministers Tang 

Yiau-ming (Tang Yaoming) den Stein 

des Anstoßes für einen offiziellen Pro

test Beijings.

Der chinesische Botschafter in den 

USA, Yang Jiechi, wurde Mitte März 

im amerikanischen Außenministerium 

vorstellig, um gegen den Besuch Tangs 

zu protestieren. Die Gewährung des 

Einreisevisums in die USA für den 

„so genannten Verteidigungsminister

Taiwans“ trotz chinesischer Proteste 

im Vorfeld habe bereits gegen das 

Ein-China-Prinzip verstoßen und ei

ne Verletzung der Gemeinsamen Kom

muniques dargestellt. Eine besonders 

eklatante Verletzung der chinesischen 

Souveränitätsrechte und eine Einmi

schung in die inneren Angelegenhei

ten der Volksrepublik China seien je

doch mit der Teilnahme Tangs am 

„US-Taiwan Defence Summit“ und sei

nem Treffen mit hochrangigen Vertre

tern der amerikanischen Regierung ge

geben.

Auch das chinesische Außenministeri

um bestellte den US-Botschafter Carl 

T. Randt ein. Li Zhaoxing, stellvertre

tender Außenminister der VR China, 

konkretisierte den Protest seines Lan

des über die bereits von Yang Jiechi 

in Washington vorgetragenen Punkte 

hinaus. China könne es nicht hinneh

men, dass Vertreter der illegitimen Re

gierung Taiwans von Regierungsver

tretern der US-Regierung empfangen 

würden. Insbesondere der Inhalt der 

Gespräche, von dem es hieß, es hät

te sich u.a. um die Situation in der 

Taiwan-Straße gehandelt, stelle einen 

ernsten Eingriff in die nationale Sou

veränität Chinas dar. Die Taiwan-Fra

ge sei Dreh- und Angelpunkt der bi

lateralen Beziehungen zwischen den 

USA und China, und die Vereinigten 

Staaten sollten sich darüber im Klaren 

sein, das China hier niemals zu Kom

promissen bereit sei. Li warnte in die

sem Zusammenhang ausdrücklich vor 

der Gewährung von Visa für geplan

te US-Besuche weiterer taiwanischer 

Militärvertreter und des „notorischen 

Störenfrieds“, des ehemaligen taiwa

nischen Präsidenten Lee Teng-hui (Li 

Denghui) sowie vor einer generellen 

Aufwertung der Beziehungen der USA 

zu Taiwan.

Letzteres sieht die chinesische Regie

rung mit dem Anfang März bekannt 

gewordenen Pentagon-Dokument als 

gegeben und verlangte von den USA 

entsprechend eine Erklärung. Man fra

ge sich, was das nukleare Säbelras

seln seitens der Vereinigten Staaten zu 

bedeuten habe. Schließlich hätte man 

in der Vergangenheit bereits Einigkeit 

darüber erzielt, dass man gegenseitig 

davon absähe, die Atomwaffenarsenale 

des jeweils anderen zum Ziel von Ra

keten zu machen. Des Weiteren hätten 

die USA mehrfach erklärt, sie hätten 

nicht die Absicht China zu bedrohen.

Die jetzt publik gewordene „nukleare 

Erpressung“ Chinas passe da keines

falls ins Bild.

Die Gespräche zwischen Taiwan und 

den USA und das Pentagon-Papier 

werden in Beijing als Versuche der 

USA interpretiert, Taiwan in das re

gionale Verteidigungssystem der Ver

einigten Staaten zu reintegrieren. Im

merhin handelte es sich bei der Kon

ferenzteilnahme des taiwanischen Ver

teidigungsministers Tang an der ge

meinsamen Wehrkonferenz und sei

nen Gesprächen mit amerikanischen 

Regierungsvertretern um die ersten 

derartigen quasi-offiziellen Kontakte 

zwischen hochrangigen Vertretern der 

Verteidigungsministerien beider Sei

ten seit dem Abbruch der diploma

tischen Beziehungen im Jahr 1979. 

Aus China wurden daher Warnungen 

an die USA laut, diese sollten end

lich Abstand von ihrer Mentalität des 

Kalten Krieges nehmen. China wer

de es keinesfalls hinnehmen, dass die 

Vereinigten Staaten mit Taiwan chi

nesisches Territorium als „stationären 

Flugzeugträger“ gegen die Volksrepu

blik missbrauche.

Verbunden mit dem diplomatischen 

Protest war die Drohung Chinas, den 

bis dato öffentlich bekannten Plan 

des Besuchs eines Schiffs der chine

sischen Marine in den USA aufzu

geben, was auch den später geplan

ten Gegenbesuch amerikanischer Flot

tenteile in einem chinesischen Hafen 

unmöglich machen würde. Während 

in chinesischen Think Tanks öffent

lich darüber spekuliert wurde, die VR 

China könne bei fortgesetztem Man

gel an Wohlverhalten seitens der USA 

auch das Anlaufen Hongkongs durch 

amerikanische Marineverbände unter

sagen und die bereits fest geplanten 

Reisen Hu Jintaos und Jiang Zemins 

im April/Mai bzw. im Oktober ab

sagen, vertraten Kommentatoren in 

den USA die Ansicht, bei den Re

aktionen aus Beijing handele es sich 

eher um Theaterdonner für ein hei

misches Publikum im Vorfeld des 16. 

Parteitags im Herbst als um ernst 

zu nehmende Signale an die Adres

se Washingtons. (Xinhua, 13.3.02, 

nach BBC PF, 14.3.02; XNA, 17.3.02; 

FAZ, 18.3.02; NZZ, 19.3.02; Xinhua, 

19.3.02, nach BBC PF, 20.3.02; IHT, 

20.3.02; SCMP, 19.3.02; ZXS, 21.3.02, 

nach BBC PF, 22.3.02; The Straits 

Times online, 18.3., 22.3.02) -kg-
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3 Weitere deutliche Erhöhung 

des Verteidigungshaushalts

Anfang März verkündete der chinesi

sche Finanzminister Xiang Huaicheng 

auf der diesjährigen Plenarsitzung des 

Nationalen Volkskongresses die Erhö

hung des chinesischen Verteidigungs

haushalts 2002 um 17,6%. Anders als 

noch im vergangenen Jahr blieben die 

besorgten Reaktionen sowohl in der 

Region als auch darüber hinaus al

lerdings weitgehend aus. Es scheint 

allgemein akzeptiert, dass die neuer

liche Erhöhung tatsächlich zu einem 

großen Teil der Erhöhung des Solds 

und der Verbesserung der Lebensbe

dingungen von Soldaten und deren 

Angehörigen zugute kommen soll, wie 

beispielsweise der stellvertretende Di

rektor der Abteilung Allgemeine Lo

gistik der Volksbefreiungsarmee, Sun 

Zhiqiang, ausführte.

Bereits vor dem offiziellen Beschluss 

zur Erhöhung des Militärbudgets wa

ren die Ausgaben für die Verpflegung 

der Armeeangehörigen um 20% an

gehoben worden. Den Ausführungen 

Suns gemäß entspricht dies zusätz

licher Kosten von einem Yuan pro 

Soldat und Tag. Allein diese Mehr

kosten werden aufs Jahr gerechnet 

mehr als 900 Mio. Yuan RMB der 

für den Verteidigungshaushalt bereit

gestellten 166 Mrd. Yuan RMB (ca. 

23,3 Mrd. Euro) ausmachen. Insge

samt bleibt es für das chinesische Mili

tär nach wie vor dringend notwendig, 

die Kluft zwischen der Entwicklung 

ziviler und militärischer Einkommen 

zu verringern, sollen die Pläne für die 

Modernisierung der chinesischen Ver

teidigung nicht am Mangel gut ausge

bildeten Personals scheitern.

Trotz der bereits im Vorjahr in 

ähnlicher Höhe vollzogenen Anhe

bung des Verteidigungshaushalts ent

sprach die aufgewendete Summe 2001 

nur moderaten 1,37% des in diesem 

Jahr erwirtschafteten Bruttoinlands

produkts. 2002 soll das Militärbudget 

gemäß den derzeitigen Planungen und 

Prognosen bei 1,6% des BIP liegen. 

Nicht in dieser Summe enthalten sind 

allerdings Aufwendungen für Waffen

käufe im Ausland. Schätzungen spre

chen daher von tatsächlichen Vertei

digungsaufwendungen, die den ausge

wiesenen Haushalt in der Regel um 

das Zweieinhalbfache bis zum Fünf

zehnfachen übersteigen. Weitgehend 

akzeptiert ist hier international etwa 

der Faktor 3.

Im Zentrum der chinesischen Rüs

tungsanstrengungen steht zweifellos 

die Taiwan-Frage. Man sieht Taiwan 

in Beijing auf einem Kurs in die fak

tische Unabhängigkeit, was ein mili

tärisches Eingreifen Chinas eventuell 

unausweichlich werden lassen könn

te. Allerdings ist man sich auch be

wusst, dass ein Angriff auf Taiwan 

das Eingreifen der USA zur Folge hät

te. Die langfristige doppelte Strate

gie Chinas zielt entsprechend auf den 

Aufbau von Angriffskapazitäten gegen 

Taiwan und die Neutralisierung der 

amerikanischen Schutzfunktion für die 

Insel ab.

Nicht nur eine mögliche militärische 

Lösung der Taiwan-Frage steht im 

Zentrum der seit Beginn der neunziger 

Jahre kontinuierlich betriebenen Mo

dernisierung der chinesischen Armee. 

Schließlich ist aus Sicht Chinas eine 

friedliche Wiedervereinigung durchaus 

möglich, scheinen doch insbesondere 

die gesunde Entwicklung der chinesi

schen Wirtschaft und die wachsende 

ökonomische Interdependenz zwischen 

dem Festland und der Insel den Beijin

ger Ambitionen durchaus förderlich zu 

sein.

Auch die chinesische Konzeption von 

Landessicherheit hat sich deutlich ge

wandelt. Nicht erst seit dem 11. Sep

tember 2001 ist der chinesischen Mili

tärführung klar, dass im nationalen Si

cherheitskonzept Faktoren jenseits ei

ner militärischen Bedrohung seitens 

eines anderen Staates an Bedeutung 

gewonnen haben. Hochrangige Vertre

ter der chinesischen Armee identifi

zieren inzwischen terroristische Orga

nisationen, Drogenschmuggler, Com

puterhacker, transnationale Unterneh

men und Nichtregierungsorganisatio

nen gleichermaßen als Akteure, die 

die nationale Sicherheit Chinas be

einträchtigen könnten. Hinzu kommt 

auf Seiten des chinesischen Militärs 

die wachsende Furcht vor der wehr

zersetzenden Kraft des sozioökonomi

schen Wandels in China auch bei den 

Angehörigen der Armee. Anders sind 

die seit geraumer Zeit wieder deutlich 

hörbaren Rufe nach stärkerer ideo

logischer Schulung als Waffe gegen 

„ideologische Degeneration“ in der Ar

mee kaum zu interpretieren. Selbst Lei 

Feng, sozialistischer Musterheld und

Kunstfigur, wurde zu diesem Zweck 

wieder aus der Mottenkiste der Pro

paganda geholt.

Nationale Sicherheit, so sieht es die 

Militärführung, sei im Zeitalter der 

Globalisierung jedoch nicht mehr auf 

militärische Sicherheit allein zu be

schränken. Vielmehr müssten politi

sche, wirtschaftliche, militärische, so

ziale Sicherheit ebenso bedacht wer

den wie die Sicherheit im Bereich der 

Finanzen, der Energie, der Umwelt 

und nicht zuletzt hinsichtlich der öf

fentlichen Meinung. Insbesondere im 

Zusammenhang mit dem letztgenann

ten Punkt trug die Utilisierung der 

Medien im Golfkrieg seitens der USA 

sowie in militärischen Kampagnen der 

Folgejahre offensichtlich entscheidend 

zur Meinungsbildung innerhalb der 

chinesischen Regierung und der Mili

tärführung bei.

Während die Falken in den USA ange

sichts der Erhöhung des chinesischen 

Militärhaushalts trotz deutlich höhe

rer Steigerungen im Verteidingungs- 

budget des eigenen Landes weiterhin 

von einer chinesischen Gefahr spre

chen, raten andere zu einer realisti

scheren Einschätzung und zu größe

rer Akzeptanz der chinesischen Am

bitionen seitens der Vereinigten Staa

ten. Ganz in diesem Sinne rief Hen

ry Kissinger dazu auf, die USA soll

ten nicht versuchen, China auf sei

nem Weg zu einer Supermacht zu hin

dern. Beide Länder könnten im Falle 

einer Konfrontation nur verlieren. Kis

singer sieht Chinas Aufstieg zur Su

permacht langfristig als unabwendbar 

an und appellierte in diesem Zusam

menhang für mehr Realismus in Wa

shington. Schließlich gäbe es kein his

torisches Gesetz, nach dem die Ver

einigten Staaten ewig die einzige Su

permacht der Welt sein werden. (FT, 

5.3.02; AFP, 3.3.02, nach FBIS, 4.3.02; 

AFP, 7.3.02, nach FBIS, 8.3.02; The 

Straits Times online, 7.3.02; Xinhua, 

10.3.02, nach BBC PF, 14.3.02; ZXS, 

7.3.02, nach FBIS, 8.3.02; Xinhua, 

12.3.02, nach BBC PF, 13.3.02; IHT, 

15.3.02) -kg-

4 Beijing überrascht von kon

zertierter Aktion für Nordko

reaner

Als hätte die Einschätzung von chi

nesischen Militärexperten, Nichtregie
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rungsorganisationen könnten zu einer 

Bedrohung der nationalen Sicherheit 

beitragen (vgl. Übersicht 3), einer Be

stätigung bedurft, hatte am 14. März 

eine konzertierte Aktion verschiedener 

ausländischer Menschenrechtsorgani

sationen einer Gruppe von 25 Nord

koreanern die Flucht in die spanische 

Botschaft in Beijing ermöglicht. 14 er

wachsene und 11 minderjährige Nord

koreaner hatten in einer länger geplan

ten und generalstabsmäßig vorberei

teten Aktion die chinesischen Wach

posten überrascht und waren durch 

das offene Eingangstor auf das Gelän

de der spanischen Vertretung gerannt. 

Dort verlangten sie die Anerkennung 

als politisch Verfolgte und riefen die 

internationale Gemeinschaft um Hilfe 

an.

Wie erst später bekannt wurde, soll 

die Erstürmung der spanischen Bot

schaft unter Beteiligung von insge

samt 100 Aktivisten verschiedener 

Menschenrechtsorganisationen aus Ja

pan, Südkoea, Deutschland, Belgi

en, Frankreich und anderen Staa

ten vorbereitet und durchgeführt wor

den sein. So war nach Aussagen ei

nes deutschen Arztes, der ebenfalls 

an der Vorbereitung beteiligt gewe

sen war, zunächst geplant gewesen, 

die deutsche Botschaft zu erstürmen. 

Aufgrund der dort bestehenden stär

keren Sicherheitsvorkehrungen hätte 

man sich jedoch kurzfristig für die 

spanische Vertretung entschieden. Der 

amerikanische Nachrichtensender wä

re vorab von der Aktion informiert 

gewesen, um ein ausreichendes welt

weites Medienecho zu gewährleisten. 

CNN-Reporter waren denn auch zum 

Zeitpunkt des Geschehens vor Ort 

und machten Videoaufzeichnungen, 

die später ausgestrahlt wurden. Nach 

der Flucht der 25 in die Botschaft Spa

niens wurde in Südkorea der Nachrich

tenagentur Yonhap ein vorgefertigtes 

englisches Statement der 25 Flüchtlin

ge zugespielt.

Nach Aussagen seitens der Menschen

rechtsorganisationen sei die Flucht 

in die Botschaft organisiert worden, 

um die chinesische Regierung unter 

Druck zu setzen. Die Organisationen, 

die sich die Hilfe für nordkoreani

sche Flüchtlinge auf die Fahnen ge

schrieben haben, wollten damit ge

gen die chinesische Abschiebungspra

xis für illegal nach China eingereis

te Nordkoreaner protestieren und die

Regierung in Beijing durch öffentli

chen Druck dazu bewegen, die Schaf

fung von Flüchtlingslagern in Nord

ostchina zu gestatten, für die diese 

Organisationen seit längerer Zeit ein

treten. Auch der Termin wenige Ta

ge vor der Eröffnung der diesjährigen 

Sitzung der UN-Menschenrechtskom- 

mission (vgl. Übersicht 5) war dem

nach mit Bedacht ausgewählt worden, 

um zu verhindern, dass China eine 

Abschiebung der Botschaftsflüchtlinge 

nach Nordkorea betreiben könnte.

Die chinesische Regierung befand sich 

damit tatsächlich in einer diploma

tischen Zwickmühle. War sie einer

seits nicht an negativen Berichten 

in der internationalen Presse interes

siert, besteht andererseits doch ein 

Repatriierungsabkommen mit dem al

ten Verbündeten Nordkorea. Des Wei

teren befürchtet Beijing bereits seit 

dem ersten Vorfall dieser Art (vgl. 

C.a., 2001/7, Ü 5), eine aus Sicht 

der Flüchtlinge positive Lösung wer

de noch mehr Nordkoreaner zum ille

galen Grenzübertritt nach China und 

zur Nachahmung motivieren. Diese 

Befürchtungen könnten durchaus bald 

Wirklichkeit werden, glaubt man den 

Aussagen von Menschenrechtsaktivis

ten, wonach weitere derartige Aktio

nen mit bis zu 150 Personen je Gruppe 

geplant sind.

Während China aus Rücksicht auf 

die Befindlichkeiten im sozialistischen 

Bruderstaat Nordkorea die 25 Flücht

linge weder als solche anerkennen 

konnte noch deren direkter Ausrei

se nach Südkorea zustimmen konn

te, war das Interesse an letzterem 

auch auf Seiten der Regierung Südko

reas selbst nicht besonders groß. Hier 

fürchtete man, dies könnte die drin

gend gewünschte Wiederaufnahme des 

bilateralen Dialogs weiter gefährden. 

Die Drohung eines Teils der Flücht

linge in der spanischen Vertretung, im 

Falle einer Abschiebung nach Nord

korea Selbstmord begehen zu wollen, 

trug nicht unerheblich zur Verschär

fung der Situation bei.

Nach diplomatischem Tauziehen hin

ter den Kulissen wurde der Grup

pe schließlich kurzfristig die Ausrei

se in die Philippinen ermöglicht. Die 

chinesische Regierung unterließ es je

doch nicht, deutlich darauf hinzuwei

sen, dass es sich bei den 25 Perso

nen, die sich illegal in China aufge

halten hätten und sich ebenso illegal 

Zutritt zur spanischen Botschaft ver

schafft hätten, aus ihrer Sicht keines

falls um politische Flüchtlinge, son

dern vielmehr um illegale Arbeitsmig

ranten gehandelt habe. Auch könne 

die gefundene Lösung mitnichten als 

Präzedenzfall für etwaige zukünftige 

Vorfälle dieser Art gewertet werden.

Nach der Ausreise der Flüchtlings

gruppe, deren Mitglieder nach eigenen 

Aussagen zum Teil bereits zuvor ein

mal aus China nach Nordkorea abge

schoben worden waren und dort mehr

monatige Gefängnisstrafen abgesessen 

hatten, intensivierten chinesische Si

cherheitskräfte im letzten Märzdrittel 

nach Auskünften aus diplomatischen 

Kreisen und seitens Hilfsorganisatio

nen die Fahndung nach Nordkorea

nern. Unbestätigten Angaben zufolge 

seien an diesen Aktionen auf chinesi

schem Boden auch nordkoreanische Si

cherheitskräfte beteiligt gewesen.

Eine verdeckt im Nordosten Chinas 

tätige südkoreanische Missionsgruppe 

berichtete, die Fahndung erfolge flä

chendeckend, und Nordkoreaner seien 

mehrmals täglich mit Lastwagen über 

die Grenze in ihr Herkunftsland de

portiert worden. Im Zuge einer De

monstration von ca. 100 Aktivisten 

der an der Flucht in die spanische Bot

schaft beteiligten Gruppen in der süd

koreanischen Hauptstadt Seoul, konn

te ein Eindringen der Demonstranten 

in die chinesische Botschaft nur durch 

den Einsatz von massiven Polizeikräf

ten verhindert werden. Die Teilneh

mer an der Demonstration, darunter 

auch der bereits an der Aktion in Bei

jing beteiligte deutsche Arzt, hatten 

gegen die Fahndungs- und Abschie

bungskampagne in Nordostchina pro

testiert und wollten auch dem chine

sischen Botschafter eine Protestschrift 

überreichen.

Der chinesische Botschafter in Seoul, 

Li Bin, warnte im Anschluss an 

den Protest seinerseits die südkorea

nische Regierung vor einer empfindli

chen Verschlechterung der Beziehun

gen zwischen beiden Staaten, soll

te Südkorea Menschenrechtsgruppen 

nicht an der Unterstützung von Nord

koreanern hindern. (Yonhap, 14.3.02, 

nach BBC PF, 15.3.02; FT, 15.3., 

16.3.02; AWSJ online, 15.3.02; FAZ, 

16.3.02; NZZ, 16.3.02; The Straits 

Times online, 16.3.02; XNA, 16.3.02;
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HB, 20.3.02; The Korea Times on

line, 15.3.02, nach FBIS, 18.3.02; AFP, 

15.3.02, nach FBIS, 18.3.02; The Ko

rea Herald online, 18.3.02, nach FBIS, 

19.3.02; AFP, 25.3.02, nach FBIS, 

26.3.02; IHT, 21.3., 22.3.02) -kg-

5 Menschenrechte, Minderhei

ten und Terrorbekämpfung - 

deutsche Themen

Am 20. März übernahm der deut

sche Außenminister Joschka Fischer 

vor der jährlichen Tagung der Men

schenrechtskommission der Vereinten 

Nationen in Genf die Rolle des An

klägers der Volksrepublik China, die 

bisher traditionell von den in die

sem Jahr erstmalig nicht vertretenen 

USA ausgefüllt wurde. Fischer beklag

te in seiner Rede mit deutlichen Wor

ten anhaltende Menschenrechtsverlet

zungen seitens der chinesischen Re

gierung. Er thematisierte das The

ma Todesstrafe und rief die chine

sische Regierung zu einem Morato

rium mit dem Ziel der vollständi

gen Abschaffung auf. Weiterhin müsse 

Beijing endlich entscheidende Schritte 

zur Umsetzung der beiden von China 

unterzeichneten UN-Menschenrechts- 

konventionen einleiten.

Zu beklagen seien nach Fischers Wor

ten insbesondere Übergriffe auf eth

nische und religiöse Minderheiten. 

Scharf kritisierte er staatliche Re

pressionen gegen Mitglieder christli

cher Kirchen und Anhänger von Fa- 

lun Gong und rief zu deren Beendi

gung auf. Für Tibet und Xinjiang for

derte Fischer die Gewährung substan

zieller Autonomierechte für die indige- 

nen Ethnien der Tibeter und Uighuren 

von der chinesischen Regierung.

Am selben Tag besuchte Chi Haotian 

als erster Verteidigungsminister der 

Volksrepublik China Deutschland und 

warb im Gespräch mit Bundestags

präsident Wolfgang Thierse um Ver

ständnis und Unterstützung in Chinas 

Kampf gegen den Terrorismus in Chi

na. Chi informierte Thierse über die 

chinesische Kampagne gegen die „ost- 

turkestanischen terroristischen Kräf

te“ und betonte in diesem Zusammen

hang, das chinesische Vorgehen rich

te sich gegen eine transnationale Ter

rororganisation, weshalb der Kampf 

international geführt werden sollte. 

Thierse pflichtete dem Gast jedoch 

nur insofern bei, als auch er die Wich

tigkeit internationaler Zusammenar

beit gegen den Terrorismus betonte.

Ebenfalls am 20. März traf Chi mit 

seinem deutschen Amtskollegen Ru

dolf Scharping zusammen, den er u.a. 

über den Aufbau der chinesischen Ar

mee unterrichtete. Chi betonte, die 

Beziehungen zwischen den Armeen 

beider Länder, die während der ver

gangenen Jahre durch vielfältige Kon

takte auf unterschiedlicher Ebene an 

Tiefe gewonnen hätten, seien ein wich

tiger Bestandteil der bilateralen Be

ziehungen zwischen seinem Land und 

der Bundesrepublik Deutschland. Chi

na sei bereit, den Austausch auf die

sem Gebiet weiter zu intensivieren. 

(NZZ, 21.3.02; Xinhua, 21.3.02, nach 

BBC PF, 23.3.02) -kg-

6 EU-Chinastrategie bis 2006

Am 1. März 2002 bestätigte die Eu

ropäische Kommission das neue Chi

na Strategy Paper (CSP) der Europäi

schen Union. Mit diesem Dokument 

wird der Rahmen für die EU-China- 

politik der kommenden vier Jahre bis 

einschließlich 2006 sowie für ein koor

diniertes Vorgehen der EU-Mitglieds

staaten festgelegt. Das Strategiepapier 

beinhaltet Vorgaben für die Umset

zung der bilateralen Kooperation mit 

China, welche die Durchsetzung der 

politischen Ziele der EU gegenüber 

China stärken sollen. Dazu zählt die 

weitere Integration der VR China in 

die Weltwirtschaft und das interna

tionale Handelssystem ebenso wie die 

Unterstützung von politischen Ent

wicklungen in China, die zur Entste

hung einer offenen Gesellschaft auf der 

Grundlage der Herrschaft des Rechts 

und der Einhaltung der Menschen

rechte führen.

Der für die Außenbeziehungen der Eu

ropäischen Union zuständige Kommis

sar und ehemalige britische Gouver

neur von Hongkong, Chris Patten, er

klärte in einer Pressemitteilung, er 

hoffe, die Partnerschaft zwischen der 

EU und China werde zu einem stärke

ren Engagement Chinas in der inter

nationalen Gemeinschaft führen und 

den Übergang in eine offene Gesell

schaft fördern.

Das Strategiepapier gibt darüber hi

naus Richtlinien für die Plannung, 

Implementierung und Evaluation der

EU-Programme im Rahmen der Ent

wicklungszusammenarbeit mit China 

vor, für die bis 2006 ein Gesamtetat 

von 250 Mio. Euro bereitgestellt wur

de.

Die Rahmenplanung für die Entwick

lungskooperation der nächsten drei 

Jahre bis 2004 wurde mit dem zeit

gleich angenommenen National In- 

dicative Programme 2002-2004 China 

festgelegt (vgl. Dokument in diesem 

Heft). Danach ergeben sich für die ge

samte EU und für die Programme der 

einzelnen Mitgliedsstaaten drei priori- 

täre Felder der Zusammenarbeit mit 

Beijing. Die Hälfte des jährlichen Ent

wicklungshilfebudgets der EU für Chi

na im Umfang von 50 Mio. Euro sol

len demnach für die Förderung der 

wirtschaftlichen und gesellschaftlichen 

Reformen in China bereitgestellt wer

den. Dabei sollen insbesondere Pro

jekte durchgeführt werden, die zu ei

ner Stärkung der politischen und ge

sellschaftlichen Institutionen Chinas 

beitragen können. China soll darin un

terstützt werden, seine Verpflichtun

gen als neues Mitglied der WTO ein

halten zu können. Unterstützung sol

len auch Initiativen zur Reform der so

zialen Sicherungssysteme und zur Ar

mutsbekämpfung finden, um die ne

gativen Begleiterscheinungen des wirt

schaftlichen Reformprozesses abzufe

dern.

Der Förderung der nachhaltigen Ent

wicklung werden 30% des Budgets 

zur Verfügung stehen. Hier soll es 

in erster Linie darum gehen, einen 

Ausgleich zwischen wirtschaftlichem 

Wachstum, gesellschaftlicher Entwick

lung und Umweltschutz zu unterstüt

zen. Unter dem Stichwort Good Gov- 

ernance sollen über die kommenden 

drei Jahre und unter Einsatz von 20% 

der zur Verfügung gestellten Mittel 

solche Initiativen gefördert werden, 

die zur Verbreitung der Herrschaft des 

Rechts, zur Ausweitung von demokra

tischen Praktiken auf der Graswurzel

ebene, zur Stärkung der Zivilgesell

schaft und zum Schutz von wirtschaft

lichen, sozialen, politischen und bür

gerlichen Rechten beitragen können. 

Hier sollen auch Projekte von Nichtre

gierungsorganisationen finanziell un

terstützt werden.

Als konkrete Aktionen für EU-Pro

gramme der kommenden drei Jahre 

wurden die WTO-Kooperation, die
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Förderung der Informationsgesell

schaft, die Sozialreform, Erziehung 

und Ausbildung, Politikberatung für 

Umweltschutz, Schutz der biologi

schen Vielfalt, Gewässerschutz sowie 

die Förderung der Zivilgesellschaft 

benannt. Erstmalig steht auch die 

Bekämpfung der illegalen Migrati

on und des Menschenschmuggels auf 

der Agenda. Hier wirken die Bilder 

der 58 chinesischen Migranten aus 

Fujian nach, die bei ihrem mit Hil

fe kommerziell agierender Schleuser 

organisierten Versuch der illegalen 

Einreise nach Großbritannien ums Le

ben gekommen und deren Leichen 

in Dover entdeckt worden waren. 

(XNA, 3.3.02; http://europa.eu.int/ 

comm / external _ relations / china/csp/, 

Aufruf: 11.4.02) -kg-

7 Erhebliche Kürzung japani

scher Entwicklungshilfe an 

China

Nach japanischen Presseberichten 

wurden im abgelaufenen Fiskaljahr 

2001 (Ende 31.3.2002) die zinsgünsti

gen Kredite als Beitrag zur Entwick

lungshilfe der japanischen Regierung 

an China gegenüber dem Vorjahr um 

25% verringert. Dieses Faktum kon

stituiere die größte Kürzung dieses 

Hauptinstruments der japanischen 

Entwicklungshilfeleistungen an Chi

na seit der Aufnahme der staatlichen 

Unterstützung mit Yen-Krediten im 

japanischen Fiskaljahr 1979. Dem Be

richt zufolge besaßen die japanischen 

Kreditleistungen 2001 an China in 

diesem Rahmen ein Gesamtvolumen 

von 160 Mrd. Yen (2,2 Mrd. US$).

Die beiden anderen Bestandteile der 

japanischen Entwicklungshilfe an Chi

na, Schenkungen und technische Hilfs

leistungen, seien hingegen 2001 im 

Umfang gewachsen, woraus ein Ge

samtrückgang der Entwicklungshilfe 

seitens der japanischen Regierung um 

17% gegenüber dem Vorjahr resultie

re. Schenkungen und technische Hilfen 

fallen traditionell jedoch erheblich ge

ringer aus als Vorzugskredite. Im ab

gelaufenen Fiskaljahr beliefen sie sich 

lediglich auf einen Gegenwert von 15 

Mrd. Yen bei einem Gesamtumfang 

der Leistungen an China von 175 Mrd. 

Yen.

Noch vor Ablauf des japanischen Fis

kaljahrs 2001 erfolgte Anfang März 

diesen Jahres eine japanische Schen

kung medizinischer Ausrüstung im 

Wert von ca. 10 Mio. US$ an Kran

kenhäuser der regierungsunmittelba

ren Stadt Chongqing. Ausrüstung und 

Apparaturen sollen hier insbesonde

re der medizinischen Versorgung von 

Schwangeren, Müttern und Kindern 

dienen, da Qualität und Quantität 

in diesem Bereich des chinesischen 

Gesundheitssystems trotz erheblicher 

Verbesserungen während der letzten 

Jahre insbesondere im unterentwickel

ten Westen Chinas noch große Defizite 

aufwiesen.

In Japan wird der Rückgang der Kre

ditleistungen allgemein in erster Li

nie einer Neubewertung der Entwick

lungshilfe an die VR China durch die 

regierende LDP im Lichte wachsen

der Militärhaushalte und hoher wirt

schaftlicher Zuwachsraten in China 

zugeschrieben. Angekündigt worden 

waren derartige Schritte bereits als 

Reaktion auf die zweistellige Anhe

bung des chinesischen Verteidigungs

haushalts im März 2001.

Für das laufende Fiskaljahr 2002 geht 

man von einer Anhebung der nicht 

rückzahlbaren Hilfen um 25% gegen

über 2001 auf insgesamt 6 Mrd. Yen 

aus, während der Umfang der techni

schen Unterstützung im Wesentlichen 

stagnieren soll. Aus Regierungskrei

sen verlautete allerdings, insbesonde

re über die voraussichtliche Höhe wei

terer zinsgünstiger Entwicklungshilfe

darlehen an die VR China, im laufen

den Fiskaljahr sei bislang noch nicht 

endgültig entschieden worden.

Das chinesische Außenministerium 

ließ Mitte März durch Sprecher Sun 

Yuxi offiziell seine Dankbarkeit für die 

japanische Unterstützung ausdrücken. 

Nach Suns Worten habe die japani

sche Hilfe eine bedeutende Rolle für 

die wirtschaftliche Entwicklung in der 

Volksrepublik gespielt und läge darü

ber hinaus im Interesse beider Seiten. 

(77ie Straits Times online, 13.3.02; 

XNA, 5.3.02) -kg-

8 Weiter Uneinigkeit über uni

dentifiziertes Schiffswrack

Das am 22. Dezember 2001 von 

der innerhalb der chinesischen Wirt

schaftsgewässer südöstlich von Shang

hai nach einem Feuergefecht mit der 

japanischen Küstenwache gesunkene

Schiff unbekannter Herkunft, sorgt 

weiter für Reibung zwischen China 

und Japan. Die japanische Regie

rung vermutet, das versenkte Schiff 

sei nordkoreanischer Herkunft gewe

sen und habe einen Spionageauftrag 

gegen Japan ausgeführt oder sei zum 

Schmuggel von Rauschgift benutzt 

worden. Die chinesische Seite beteilig

te sich bislang nicht an derartigen Spe

kulationen, beharrt jedoch auf ihrem 

Standpunkt, dass eine Suche nach dem 

Wrack und etwaige Hebung desselben 

einen Eingriff in die Souveränität der 

Volksrepublik China darstellen würde.

Ende Februar hatte die japanische Sei

te mittels Sonarortung mit der Suche 

nach dem versunkenen Schiff in der 

chinesischen Wirtschaftszone begon

nen. Nach erfolgreicher Ortung wur

den Filmaufnahmen mit einer Unter

wasserkamera gemacht, die aber of

fensichtlich keinen endgültigen Schluss 

über Herkunft und Aufgabe des Schif

fes liefern konnten. Auf die Ankün

digung Japans, Ende April Taucher 

zum Wrack hinunterschicken zu wollen 

und eventuell eine Bergung durchzu

führen, reagierte der chinesische Au

ßenminister Tang Jiaxuan am 6. März 

im Rahmen einer Pressekonferenz un

gehalten. Er verwehrte sich für sein 

Land ausdrücklich gegen die japani

schen Pläne zur Hebung des Schif

fes und erklärte das starke Missfal

len auf chinesischer Seite über die 

Versenkung des Bootes durch Japan 

in chinesischen Wirtschaftsgewässern. 

Er verband mit dieser Erklärung die 

Warnung an die japanische Regierung, 

nicht zu tun, was die Situation eskalie

ren lassen könnte. Tang machte jedoch 

keinerlei Ausführungen dazu, was Chi

na von der japanischen Seite in die

ser Sache konkret erwarte. Bereits zu

vor hatte Außenministeriumssprecher 

Kong Quan erklärt, man sei in engem 

diplomatischen Austausch über diese 

Angelegenheit, Japan müsste jedoch 

in jedem Fall die chinesischen Interes

sen und Bedenken bei der Behandlung 

des Vorfalls in vollem Umfang respek

tieren.

Tang hatte in der Pressekonferenz 

der japanischen Küstenwache vorge

worfen, sie hätte in überstürzter und 

unbesonnener Weise das Feuer auf 

das unbekannte Schiff eröffnet und so 

das Sinken herbeigeführt. Gegen die

se Darstellung protestierte der stell

vertretende japanische Außenminister

http://europa.eu.int/
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Yukio Takeuchi jedoch energisch. Er 

erklärte, es hätte sich vielmehr so 

verhalten, dass ein Patrouillenboot 

der japanischen Küstenwache von dem 

später gesunkenen Schiff unter Be- 

schuss genommen worden wäre. Wäh

rend des Vorfalls von japanischer Sei

te angefertigte Videoaufnahmen wür

den belegen, das die angegriffene ja

panische Küstenwache in Notwehr ge

handelt hätte. (XNA, 27.2.02; Kyodo 

News Service, 6.3.02, nach BBC PF, 

7.3.02; Kyodo News Service, 8.3.02, 

nach BBC PF, 9.3.02) -kg-

9 Indischer Außenminister reist 

mit erstem Linienflug nach 

China

Die Eröffnung der ersten Direktflug

verbindung zwischen Indien und Chi

na Ende Februar nahm der indi

sche Außenminister Jaswant Singh 

zum Anlass für seinen fünftägigen Be

such in China. Singh traf in Beijing 

mit seinem chinesischen Amtskollegen 

Tang Jiaxuan und dem stellvertreten

den Ministerpräsidenten Qian Qichen 

zu getrennten Konsultationen zusam

men, bevor er in die Hauptstadt der 

Provinz Shanxi, Taiyuan, weiterreiste, 

um dort Gespräche mit Zhu Rongji 

zu führen und seinen Besuch dann in 

Shanghai zu beschließen.

Beide Seiten betonten, die nun auf

genommene Flugverbindung werde zu 

einem wachsenden Verständnis fürein

ander beitragen. Desgleichen beton

te Singh, er erwarte dasselbe von ei

ner Ausweitung des bilateralen Han

dels, der mit einem jährlichen Vo

lumen von lediglich 3,6 Mrd. US$ 

erhebliches Wachstumspotenzial bie

te. Beide Seiten kamen daher über

ein, den Warenaustausch zwischen den 

beiden Staaten zu fördern. Dazu sol

len auch gegenseitige Erleichterungen 

für die Erteilung von Visa dienen. Zu 

einem besseren Verständnis des süd

lichen Nachbarn soll in China darü

ber hinaus der Tourismus beitragen. 

Während Singhs Besuch kündigte die 

chinesische Regierung an, Indien wer

de der Liste der möglichen Zielländer 

für chinesische Auslandstouristen hin

zugefügt, was der indische Außenmi

nister ausdrücklich begrüßte.

Bei der Chinareise Singhs handelte es 

sich um eine Erwiderung zum Besuch 

Zhu Rongjis in Indien im Januar die

ses Jahres. Im Gespräch mit Tang Jia

xuan wurde dem Vernehmen nach ei

ne Vielzahl bilateraler Themen ange

sprochen, darunter auch der Fortgang 

der Verhandlungen über die Festle

gung der gemeinsamen Grenze. Eines 

der wichtigsten Ergebnisse dürfte je

doch die Festlegung des ersten Ter

mins für bilaterale Gespräche zur Ter

rorismusproblematik sein, die am 23. 

April in Neu-Delhi stattfinden sollen. 

Das Treffen wird von chinesischer Sei

te vom Generaldirektor der Asienab- 

teilung im Außenministerium wahrge

nommen werden. Der transnationale 

Terrorismus war eines der entschei

denden Themen der Unterredungen.

Der Etablierung eines Dialogmecha

nismus zur Terrorismusbekämpfung 

zwischen Indien und China ist große 

Bedeutung auch im Kräfteparallelo

gramm mit Russland und den USA 

beizumessen. Die Volksrepublik China 

unterhält einen derartigen formalisier

ten Dialog ansonsten bislang nur mit 

diesen beiden Staaten. Während die 

Nachricht darüber in Indien über die 

Medien verbreitet wurde, fehlte in den 

chinesischen Massenmedien jedoch je

der Hinweis darauf. In Beijing über

wogen offensichtlich die Bedenken hin

sichtlich der Aufnahme einer solchen 

Nachricht in Pakistan, das eine engere 

Zusammenarbeit zwischen China und 

Indien in dieser Frage als kontrapro

duktiv für die eigenen Interessen be

werten könnte.

Auch in dem Gespräch mit Zhu Rong

ji in Taiyuan ging es vornehmlich um 

Maßnahmen zur gegenseitigen Ver

trauensbildung. Der bereits im Rah

men des Besuchs Zhus in Indien zu 

diesem Zweck vereinbarte bilaterale 

Dialogmechanismus wurde konkreti

siert. Verschiedene für die kommen

den sechs Monate geplante hochran

gige Treffen zu unterschiedlichen The

menbereichen sollen diese Dialogar

chitektur erstmalig in der Geschichte 

der bilateralen Beziehungen mit Le

ben erfüllen. Einen vergleichbar inten

siven formalisierten bilateralen Aus

tausch pflegt Indien derzeit lediglich 

mit Russland und den Vereinigten 

Staaten. Der Austausch in Sicherheits

fragen soll im Juli oder August in Bei

jing aufgenommen werden.

Als Zeichen des guten Willens auf der 

chinesischen Seite gilt nicht nur die 

für Ende des Jahres geplante China

reise des indischen Premierministers 

Atal Behari Vjpayee. Als entscheiden

des Signal wird gewertet, dass Chi

na auch einem Besuch durch den in

dischen Verteidigungsminister Geor

ge Fernandes zu einem „für beide 

Seiten günstigen Termin“ zugestimmt 

hat. Eine Reihe von Aussagen Fernan

des’ über die chinesische Bedrohung 

hatte 1998 zu großer Verärgerung 

auf chinesischer Seite geführt. (PTI, 

29.3.02, nach BBC PF, 30.3.02; PTI, 

30.3.02, nach BBC PF, 31.3.02; Xin

hua, 30.3.02, nach BBC PF, 31.3.02; 

Doordarshan TV, 30.3.02, nach BBC 

PF, 31.3.02) -kg-

Innenpolitik

10 Jahrestagungen des NVK 

und der Politischen Konsul

tativkonferenz

Zu den jährlichen Plenartagungen ka

men in der ersten Märzhälfte insge

samt über 5.300 Delegierte des Na

tionalen Volkskongresses (5. bis 15. 

März) und der Politischen Konsulta

tivkonferenzen (3. bis 14. März) in 

Beijing zusammen. Das zeremonielle 

Ereignis der „zwei Tagungen“ {Hang 

hui), das von rund 2.500 in- und 

ausländischen Journalisten beobach

tet wurde, bildete auch in diesem Jahr 

einen prominenten Anlass für hoch

rangige Vertreter aus Regierung und 

Partei, sich zu einschlägigen politi

schen, wirtschaftlichen und sozialen 

Themen autoritativ zu äußern. Ein 

ausführlicher Beitrag im hinteren Teil 

dieses Heftes fasst die wichtigsten In

halte der politischen Ankündigungen 

und Debatten während der fünften 

und damit letzten Plenartagung des 

IX. NVK zusammen, -hol-

11 Schwere Arbeiterunruhen in

Nordostchina — Die Kehrsei

te der Unternehmensreform

Nach Berichten internationaler Medi

en ist es im Verlauf des März in zwei 

Provinzen im Nordosten Chinas zu 

schweren Arbeiterunruhen gekommen. 

So weit bekannt ist, handelte es sich 

bei den Unruhen, die in Daqing in der 

Provinz Heilongjiang und in Liaoyang 


